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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Finanzpolitik der 

Europäischen Gemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung zur Änderung der Verordnung (EWG, 
EURATOM, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 1971 
zur Durchführung des Beschlusses vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck.: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 1971 
zur Durchführung des Beschlusses vom 21. April 1970 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ins- 
besondere auf Artikel 78 f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 183, 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbeson- 
dere auf Artikel 20, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 
schaften 1 ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß für die von den Mitglied- 
staaten als eigene Mittel monatlich abzuführenden 
Beträge eine Berechnungsmethode besser zu sein 
scheint, mit der sich Berichtigungen der Zahlungen 
am Ende des Haushaltsjahres soweit wie möglich 
vermeiden lassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Absätze 2 und 3 des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 


2. Januar 1971 zur Durchführung des Beschlusses 
vom 21. April 1970 2 ) werden durch folgenden Text 
ersetzt: 

„2. Die Beträge müssen in der vom Mitgliedstaat 
für die Abschöpfungen und Zölle tatsächlich 
festgestellten Höhe, multipliziert mit dem in 
Artikel 3 Absatz 1 vierter Unterabsatz des Be- 
schlusses vom 21. April 1970 für das betreffende 
Haushaltsjahr vorgesehenen Prozentsatz, abge- 
führt werden. 

3. übersteigt am Ende des Haushaltsjahres der 
Betrag der von einem Mitgliedstaat festgestell- 
ten Abschöpfungen den in Artikel 3 Absatz 1 
vierter Unterabsatz des Beschlusses vom 
21. April 1970 genannten Bezugsbetrag, so hat 
dieser Mitgliedstaat die Differenz unverzüglich 
an die Kommission abzuführen. " 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie findet vom Haushaltsjahr 1972 ab Anwendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 


2 



